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Die Bundesregierung beantwortet die Große An- 
frage der Koalitionsparteien (Drucksache W1275) 
zum Umweltschutz wie folgt: 


Frage I 

Welche Lage hat die Bundesregierung bei Be- 
ginn ihrer Arbeit auf dem Gebiet des Umwelt- 
schutzes vorgefunden? 

Unter Umweltschutz sollen im folgenden alle Maß- 
nahmen verstanden werden, die erforderlich sind, 

— um dem Menschen den für seine Gesundheit und 
für ein menschenwürdiges Dasein notwendigen 
Zustand seiner Umgebung zu sichern 

und 

— um die Natur, also Boden, Luft und Wasser, 
Pflanzen- und Tierwelt vor den durch mensch- 
liche Eingriffe verursachten, unerwünschten 
Wirkungen zu schützen 

und 

— um aus solchen Eingriffen entstandene Gefahren, 
Schäden, Nachteile oder Belästigungen zu be- 
heben 

und 

— um durch weit vorausschauende Planung die 
Umweltqualität zu verbessern. 

Die Bundesregierung hat bei Beginn ihrer Arbeit 
auf diesem Gebiet folgende Lage vorgefunden: 

Bevölkerungszunahme, Verstädterung und Zunahme 
der räumlichen Mobilität der Menschen, technischer 
Fortschritt und wachsender Wohlstand ließen die 
Umweltbelastung in den letzten Jahrzehnten immer 
rascher ansteigen. Das alles brachte ernste Gefahren 
zum Beispiel für die Gesundheit und das soziale 
Wohlbefinden des Bürgers mit sich. Die seit jeher 
mit wirtschaftlichem und technischem Fortschritt 
verbundene Veränderung oder Zerstörung der Na- 
tur erreichte ein solches Ausmaß, daß die bisher 
noch weitgehend intakten biologischen Selbst- 
reinigungsprozesse empfindlich und auf der ganzen 
Erde gestört wurden. 

Ebenso wie in vielen anderen Industrieländern 
fehlten auf dem komplexen Gebiet des Umwelt- 
schutzes ganz oder teilweise 

— eine systematische fortlaufende Bestands- 
aufnahme aller Umweltbelastungen; 

— ausreichendes und grundlegendes Wissen über 
die verschiedenartigen Wirkungen- von Umwelt- 
belastungen auf Mensch und Natur; 

— wirtschaftlich verwendbare „saubere" technolo- 
gische Verfahren und Erzeugnisse; 

— ausreichende und an der Praxis orientierte Aus- 
bildungsmöglichkeiten für Umweltschutz und 
Landschaftsplanung ; 


Tabelle 1 

Entwicklung der Verstädterung von 1939 bis 1968 

(in Millionen Wohnbevölkerung) 



Quelle: 

Angaben 1939—1964 

Stadtregionen in der BRD 1961 Forschungs- und Sitzungs- 
berichte der Akademie für Raumforschung und Landes- 
planung Bd. 32 
Angaben 1968 

Unveröffentlichte Tabelle des StaBuA Fachserie A Reihe 1 III 


Tabelle 2 

Gesamtumsatz der Chemischen Industrie 
in der Bundesrepublik 

(in Millionen DM) 



Quelle: 

StaBuA Fachserie D, Reihe 1, I 
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Tabelle 3 

Kunststoffproduktion in der Bundesrepublik 

{in Millionen Tonnen) 



Quelle: 

Chemiewirtschaft in Zahlen (Verband d. ehern. Industrie e. V.) 


— ein geeignetes rechtliches und organisatorisches 
Instrumentarium für eine Planung des Umwelt- 
schutzes einschließlich der erforderlichen Daten- 
banksysteme; 

— wirksame Aufklärung der Öffentlichkeit über die 
Zusammenhänge zwischen technischem Fort- 
schritt, höherer Produktivität, wachsendem Kon- 
sum und Umweltbelastung; 

— internationale Vereinbarungen für den Umwelt- 
schutz, 

In einzelnen, hier beispielhaft genannten Bereichen 
fand die Bundesregierung im Oktober 1969 folgende 
Lage vor: 

(1) Die durchschnittliche Belastung der Gewässer 
hat seit 20 Jahren ständig zugenommen und 
ist nunmehr besorgniserregend geworden. Im 
Rhein, aus dem für viele Millionen Menschen 
Trinkwasser entnommen werden muß, wurde 
zum Beispiel zwischen Koblenz und Köln, je- 
weils als Mittelwert im Oktober, folgender 
biologischer Sauerstoffbedarf (Richtmaß für 
organische Belastung und damit auch ein Grad- 
messer für die Verschmutzung) gemessen: 

1949 — 0,77 Milligramm je Liter 

1959 — 1,78 Milligramm je Liter 

1968 — 2,25 Milligramm je Liter 

Da der Rhein im Oktober des Regenjahres 1968 
siebenmal soviel Wasser führte wie in den 
Vergleichsjahren, so bedeutet das, daß sich zwi- 
schen 1959 und 1968 die Belastung fast verzehn- 
facht hat und gegenüber 1949 das Zwanzigfache 
beträgt. 


Eine der Ursachen für die zunehmende Ver- 
schmutzung der Gewässer liegt darin, daß die 
Abwässer von mehr als der Hälfte der Be- 
wohner des Bundesgebietes nicht oder nur un- 
zureichend geklärt werden. Die biologische 
Selbstreinigungskraft der Gewässer wird auch 
dadurch mehr und mehr angegriffen, daß zu den 
ständig zunehmenden häuslichen Abwässern 
immer stärker auch schädliche Abwässer der 
Industrie und Kühlwässer, auch aus Kraft- 
werken, hinzukommen. Allein durch die Ein- 
leitung giftiger Industrieabwässer wird die 
biologische Selbstreinigungskraft in einigen 
Gewässern um mehr als ein Drittel vermindert. 

In Ausfüllung und Ergänzung des Wasserhaus- 
haltsgesetzes des Bundes von 1957 ist zwar 
bis 1962 durch die Wassergesetze aller elf 
Länder die frühere Rechtszersplitterung auf 
diesem Gebiet wenigstens innerhalb der ein- 
zelnen Länder weitgehend beseitigt worden. 
Die Länder hatten jedoch untereinander die er- 
forderliche Übereinstimmung der Wasserrechts- 
vorschriften nicht erreicht. Ein von der Bundes- 
regierung in der 5. Wahlperiode vorgelegter 
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Wasserhaushaltsgesetzes, der im Wege 
bundeseinheitlicher Anforderungen die biologi- 
sche Beschaffenheit der Gewässer verbessern 
helfen sollte, fand nicht die Zustimmung des 
Bundesrates. 

Unbefriedigend blieben vor allem die unter- 
schiedlichen Regelungen über das Lagern 
einiger wassergefährdender Stoffe. Teils wird 
hier eine Genehmigung verlangt, teils nur eine 
Anzeige; bestehende Anlagen werden in dem 
einen Land in die Regelung eingezogen, in dem 
andern nicht oder nur in abgeschwächter Form. 
Die Vorschriften beziehen teilweise neben flüs- 
sigen Stoffen auch gasförmige oder feste Stoffe 
ein; sie gelten zum Teil schon für Lagerbehälter 
ab 300 Liter, teils aber erst für solche ab 2000 Li- 
ter Fassungsvermögen. Auch die Vorschriften 
über die Benutzungen und deren Zulassung 
weichen in den einzelnen Ländern sehr vonein- 
ander ab. 

(2) Auf dem Gebiet der Luftreinhaltung waren be- 
achtliche Erfolge erzielt worden, allerdings ist 
die Situation in der Bundesrepublik uneinheit- 
lich. Die staubförmigen Emissionen konnten 
von Jahr zu Jahr durch den Einbau moderner 
Entstaubungsanlagen, die zum Teil eine Ab- 
scheidungsleistung von mehr als 99 Vo er- 
reichen, wesentlich gesenkt werden. Das gilt 
besonders für die Stahlindustrie, die Zement- 
industrie und die Kraftwerke. Während 1963 
noch 22 ®/o aller gemessenen Immissionswerte 
für Staub in Ballungsgebieten über den zu- 
lässigen Grenzwerten lagen, waren es 1968 nur 
noch 5 Vo. Die Überschreitung der Immissions- 
grenzwerte für Schwefeldioxid ging von 6Vo 
der im Jahre 1963 gemessenen Fälle auf 1 Vo im 
Jahre 1968 zurück; diese Verminderung war im 
wesentlichen auf die vermehrte Verwendung 
schwefelarmen Heizöls zurückzuführen. Jedoch 
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sagen diese Zahlen nichts über die wirkliche 
Belastung der Atmosphäre aus. In einzelnen 
Gebieten nahmen die Immissionen auch zu. 

Teilerfolge dürfen jedoch nicht darüber hinweg- 
täuschen, daß neue industrielle Entwicklungen 
die Behörden vor neue Probleme gestellt haben, 
zum Beispiel das Ansteigen der Fluoremissio- 
nen und die Zunahme von Geruchsbelästigun- 
gen. 

T a b e 1 1 e 4 


KFZ-Bestand 1952 bis 1969 in der Bundesrepublik 

(in Millionen) 



Quelle: 

Statistisches Bundesamt 


Tabelle 5 

Kraftstoffverbrauch 1952 bis 1969 
in der Bundesrepublik 


(in Millionen Tonnen) 
15 Mio 



1952 1955 1960 1965 1969 


Quelle: 

VdA-Tatsachen und Zahlen, Ausgabe 1970 


Tabelle 6 


Rohstahlerzeugung 1950 bis 1969 
in der Bundesrepublik 

(in MillionerLTonnen) 



Quelle: 

Statistisches Bundesamt 


Tabelle 7 

Zementproduktion in der Bundesrepublik 

(in Milliarden DM) 



Quelle: 

StaBuA Fachserie D, Reihe 3 

Nicht ausreichend erscheinen auch die bisheri- 
gen Maßnahmen zur Verminderung schädlicher 
Bestandteile im Abgas von Kraftfahrzeugen mit 
Verbrennungsmotoren; vor allem fehlen Be- 
grenzungen für Blei, Schwefeloxide,' Kohlen- 
wasserstoffverbindungen, Stickoxide und Ruß. 
Von 13,9 Millionen ‘im Juli 1970 zugelassener 
Personenkraftwagen werden in einem Jahr un- 
ter anderem neben 1,2 Millionen Tonnen Koh- 
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lenwasserstoffen, 900 000 Tonnen Stickoxiden 
und 12 000 Tonnen Schwebeteilchen 7 000 Ton- 
nen Blei in organischen und anorganischen Ver- 
bindungen in Atemhöhe an die Umwelt abge- 
geben. 

Da zur Zeit noch für viele Emissionen Begren- 
zungen fehlen und da die Zahl zugelassener 
Kraftfahrzeuge auch in Zukunft rasch weiter 
wachsen wird, muß mit einem Ansteigen der 
Luftverunreinigungen durch Kraftfahrzeugab- 
gase gerechnet werden. Das Anwachsen des 
Bleigehalts in der Atemluft gefährdet die Ge- 
sundheit vor allem von Menschen, die bei Aus- 
übung ihres Berufes ständig Kraftfahrzeug-Ab- 
gase einatmen müssen, wie zum Beispiel Unter- 
suchungen an Angehörigen der Frankfurter 
Müllabfuhr ergeben haben. Neuere Messungen 
auf den Mittelstreifen der Autobahnen im Ruhr- 
gebiet haben ergeben, daß eine Konzentration 
von bis zu 180 millionstel Teilen (ppm) Blei- 
gehalt auf das Gramm Trockensubstanz in den 
oberirdischen Pflanzenteilen vorkommt. Dieser 
Wert sinkt in 50 m Entfernung von der Auto- 
bahn auf 10 ppm. 

(3) Zunehmende Schwierigkeiten bestehen bei der 
Abfallbeseitigung. Sie wird teilweise von der 
Industrie, im wesentlichen aber von Gemeinden, 
Gemeindeverbänden und Zweckverbänden vor- 
genommen. Verpflichtungen zur unschädlichen 
Abfallbeseitigung ergeben sich aus verschiede- 
nen gesetzlichen Vorschriften, vor allem aus 
dem Bundesseuchengesetz, der Gewerbeord- 
nung, dem Wasserhaushaltsgesetz und den 
Wassergesetzen der Länder. 

Die rasche wirtschaftliche und technische Ent- 
wicklung und wachsender Wohlstand haben 
zusammen mit anderen Faktoren etwa seit Be- 
ginn des Wiederaufbaues der Wirtschaft eine 
Müllawine ins Rollen gebracht. Für 1970 wird 
der Herstellungswert für Verpackungsmateri- 
alien auf 12 bis 13 Milliarden DM geschätzt. 
Von den Verpackungsstoffen haben in den Jah- 
ren 1954 bis 1962 Hohlglas um 120 Vo, Blech- 
packungen um 84®/o und Kunststoffverpackun- 
gen um das 38fache zugenommen. Bei Um- 
stellung von Pfandflaschen auf Einwegflaschen 
müßte die Abfallbeseitigung die 40fache Fla- 
schenzahl bewältigen. Der Anfall von Auto- 
wracks wird für 1970 auf etwa eine Million für 
1980 auf etwa 1,6 Millionen geschätzt, der Anfall 
von Altreifen für 1970 auf etwa 20 Millionen, für 
1980 auf etwa 38 Millionen Stück. Fachleute 
sehen in Zerkleinerungsanlagen für Schrott 
(Shredder-Anlagen) das geeignetste Mittel zur 
Beseitigung und Verwertung von Autowracks 
und anderen metallischem Sperrmüll wie etwa 
Öfen, Kühlschränken und Waschmaschinen. Un- 
gefähr 12 bis 15 solcher Anlagen würden aus- 
reichen, den in den nächsten zehn Jahren an- 
fallenden metallischen Sperrmüll zu beseitigen. 
Die Industrie hat bereits drei kleinere Anlagen 
in Bremen, Essen und Nürnberg errichtet. 

In der Bundesrepublik Deutschland hat sich 
allein das Volumen an Hausmüll in den Jahren 


von 1950 bis 1961 etwa verdoppelt. Zur Zeit 
sind jährlich über 200 Millionen Kubikmeter an 
Abfallstoffen aller Art zu beseitigen. In den USA 
beträgt das Volumen an Abfallstoffen pro Ein- 
wohner zur Zeit etwa das Fünffache des Ab- 
fallaufkommens in der Bundesrepublik. Fach- 
leute sagen für die Bundesrepublik eine ähn- 
liche Entwicklung voraus. 

Diese Müllawine überfordert die vorhandenen 
Einrichtungen zur Abfallbeseitigung. Hinzu 
kommt der Nachholbedarf durch Fehler und 
Unterlassungen in den letzten 100 Jahren. Be- 
sonders bedenklich ist vor allem die Zunahme 
von Kunststoffprodukten, die als Verpackungs- 
material verwendet werden und die als Abfall- 
stoffe schwer zu beseitigen sind, weil sie biolo- 
gisch kaum abbaubar oder bei der Verbrennung 
Chlor- bzw. Fluorwasserstoffgase entstehen las- 
sen. Für etwa zwei Drittel der Bevölkerung 
fehlen ordnungsgemäße Anlagen zur Aufberei- 
tung und Beseitigung von Abfallstoffen. Für 
etwa 50 Vo der Einwohner wird der Müll noch 
nicht einmal regelmäßig gesammelt und abge- 
fahren. Mehr als 80 Ao aller anfallenden Abfälle 
werden auf etwa 50 000 Müllplätzen meist noch 
ohne Schutzmaßnahmen gegenüber der Bevöl- 
kerung und ohne Rücksicht auf bedenkliche 
Verunreinigung von Wasser, Boden und Luft in 
Müllkippen abgelagert. Wie „schwieriger" In- 
dustriemüll beseitigt werden kann, ist in vielen 
Fällen noch nicht befriedigend gelöst. Sachver- 
ständige schätzten 1969 allein den Mindest- 
investitionsbedarf der Gemeinden für Abfall- 
beseitigungsanlagen auf etwa 3,5MilliardenDM. 

(4) Die Lärmbelastung der Bevölkerung ist in den 
vergangenen 20 Jahren infolge der zunehmen- 
den Industrialisierung, Technisierung und Ver- 

Tabelle 8 

Gewerblicher Luftverkehr auf Flughäfen 
in der Bundesrepublik 

(in 1000 Starts und Landungen) 

300000 


250000, 


200000 . 


150000 

100000 . 


50000. 




1952 1955 1960 1965 1969 



Quelle: 

Statistisches Bundesamt 
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städterung ständig gewachsen. Heute fühlt sich 
jeder zweite Bewohner der Bundesrepublik 
Deutschland durch Lärm belästigt, jeder vierte 
wird sogar nachts durch Lärm gestört. Unter den 
besonders lästigen Lärmquellen steht der Stra- 
ßenverkehr an erster Stelle. Danach folgen Flug- 
verkehr und gewerbliche Anlagen. Der Straßen- 
verkehr hat in den vergangenen 20 Jahren etwa 
um das yVafache zugenommen, der Luftverkehr 
sogar um das SOfache. 

Angesichts der intensiven Bautätigkeit in den 
vergangenen Jahrzehnten und der Verwendung 
immer größerer Maschinen und lärmintensiver 
Verfahren hat der von Baustellen ausgehende 
Lärm erheblich zugenommen. Zwar ist der Bau- 
lärm in der Regel nur von kürzerer Dauer; 
wegen seiner hohen Intensität und, weil er 
auch in besonders schutzbedürftigen Gebieten 
auftritt, ist er äußerst lästig. 

Der Lärm am Arbeitsplatz hat dazu geführt, daß 
die Zahl der 1969 angezeigten Fälle berufs- 
bedingter Lärmschwerhörigkeit und Taubheit 
das 20fache der entsprechenden Zahlen aus 
dem Jahre 1950 betrug, während die Gesamt- 
zahl der gemeldeten Berufskrankheiten im glei- 
chen Zeitraum auf 65,4'% zurückging. Bisher 
gibt es nur für einige Städte zuverlässige An- 
gaben über die Lärmbelastung der Bevölkerung. 
Genauere Kenntnisse über den Einfluß des 
Lärms auf die Gesundheit des Menschen fehlen. 

(5) Zahlreiche Untersuchungen ließen seit einigen 
Jahren erkennen, daß örtlich oder regional an- 
gewandte Chemikalien mit biozider Wirkung, 
zum Beispiel Schädlingsbekämpfungsmittel, 
Schwermetalle, Antibiotika usw. das natürliche 
Gleichgewicht in der Umwelt beeinflussen und 
dadurch Leben beeinträchtigen können. Diese 
Stoffe verbreiten sich unerwartet weit; sie kom- 
men heute praktisch überall vor, häufig weit 
entfernt von ihrem Anwendungsort, und wer- 
den von Mensch und Tier aufgenommen. Quel- 
len ihrer Verbreitung sind einzelne Industrie- 
zweige sowie die Verwendung von Schädlings- 
bekämpfungsmitteln in der Land- und Forst- 
wirtschaft, im Haushalt, in der Lagerhaltung 
usw. Die heutige Lebensweise, besonders die 
Sicherstellung der Ernährung, lassen einen 
gänzlichen Verzicht auf diese Stoffe nicht zu; 
auch darf ihr Nutzen nicht verkannt werden. 

Es gilt also, die wirtschafts- und agrarpoli- 
tischen Erfordernisse gegen die gesundheit- 
lichen Risiken abzuwägen. In Japan treten 
— ■ wahrscheinlich unheilbare — Krankheiten 
auf, die durch chronische Aufnahme von Um- 
weltchemikalien, wie etwa Cadmium oder 
Methylquecksilber, verursacht werden, die über 
die Nahrungskette des Meeres in Fische gelangt 
sind. 

Hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang 
die Tatsache, daß die chemische Industrie in den 
USA ihre Produktion bis 1980 verdoppeln und 
in der Bundesrepublik Deutschland jedes Jahr 


um mindestens etwa 7 % steigern wird. Die 
daraus entstehenden Umweltbelastungen bedür- 
fen genauer Untersuchungen. 

(6) Wachsende Umweltbelastungen haben Natur- 
schutz und Landschaitspflege vor immer schwie- 
rigere Aufgaben gestellt, die mit Hilfe des 1935 
geschaffenen rechtlichen Instrumentariums nicht 
vollständig gelöst werden können. Die Ansprü- 
che an den Boden und an das natürliche Poten- 
tial der Landschaft, an Erholungsgebiete, be- 
sonders im Bereich der Verdichtungsräume, 
sind in den letzten Jahren ständig gestiegen. 
Die begrenzte Leistungsfähigkeit des Land- 
schaftshaushalts ist in vielen Fällen empfindlich 
gestört. Im Vergleich zu 1938 sind 50% mehr 
Fläche in der Bundesrepublik Deutschland über- 
baut. Die Ausdehnung von Siedlung und Indu- 
strie, die Intensivierung und Mechanisierung 
der Landnutzung, die Verschmutzung von Luft 
und Gewässer sowie der Lärm des Straßen- 
und Flugverkehrs verringern die Zahl und den 
Umfang der Erholungsgebiete. Auch viele Tier- 
und Pflanzenarten sind gefährdet. Immer häufi- 
ger werden Bewirtschaftung und Pflege land- 
wirtschaftlich genutzter Flächen aufgegeben. In 
vielen Gebieten stellen diese Brachflächen die 
Landschaftspflege vor eine Aufgabe, die bald 
gelöst werden muß. Die geltenden, über viele 
Gesetze verstreuten Vorschriften beschränkten 
sich meist auf defensive Maßnahmen, die dem 
Schutz der Landschaft dienten, dem Bedürfnis 
nach geplanter Landschaftsgestaltung jedoch 
nicht gerecht wurden. Die Landschaftsplanung 
war nur in Ausnahmefällen in Raumplanungen 
(Raumordnung, Landesplanung, Bauleitplanung) 
einbezogen worden, zumal es keine langfristige 
Raumordnungskonzeption für das Bundesgebiet 
gab. 

(7) Einzelprobleme des Umweltschutzes wurden seit 
Jahren in vielen internationalen Organisationen 
behandelt, zum Beispiel Fragen des Wasser- 
haushalts in den Vereinten Nationen und der 
OECD; Radioaktivität in der Internationalen 
Atom-Energiebehörde; meteorologische Fragen 
in der Weltmeteorologischen Organisation oder 
Probleme der Pestizid-Verbreitung in der Welt- 
ernährungsorganisation. In den internationalen 
Erfahrungsaustausch wurden biologische, wirt- 
schafts- und sozialpolitische sowie planerische 
Fragen mit einbezogen. Das führte auch zu 
bilateralen Vereinbarungen unter anderem mit 
Holland, Schweden und den USA. Eine Koordi- 
nierung der teilweise — wie im Falle der 
UNESCO oder Weltgesundheitsorganisation — 
weltweiten, teilweise — wie im Falle der Euro- 
päischen Gemeinschaften — auf wenige Länder 
beschränkten internationalen Zusammenarbeit 
gab es nicht oder nur in Ansätzen. Für die 
Reinhaltung der Meere hat die von der Bun- 
desregierung stark geförderte internationale 
Zusammenarbeit auch schon zu ersten Ergeb- 
nissen geführt. Das von den Schiffahrtsstaaten 
im Jahre 1954 geschaffene Internationale Über- 
einkommen über die Verhütung der ölver- 
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schmutzung der Hohen See ist durch die 
Weltorganisation für die Schiffahrt schon mehr- 
mals verbessert worden. Ein zusätzliches Ab- 
kommen der Nordsee-Anlieger, das auf deutsche 
Initiative zustande kam, stellt die Zusam- 
menarbeit bei der Bekämpfung von Ölver- 
schmutzung sicher. Für das Einbringen von In- 
dustrieabfällen ins Meer konnte noch keine in- 
ternationale Regelung geschaffen werden. Mit 
dem Zustimmungsgesetz zum internationalen 
Übereinkommen über die Hohe See soll jedoch 
eine Rechtsgrundlage dafür geschaffen werden, 
daß man das Einbringen von Industrieabfällen 
aus der Bundesrepublik in die Hohe See verbie- 
ten oder einschränken kann. 

Auf die hier geschilderten Tatsachen, besonders 
die durch die Naturwissenschaften aufzuklären- 
den verschiedenen Wechselwirkungen in der 
Natur, die durch den Menschen gestört und ver- 
ändert werden, hatten seit Jahren Fachleute, 
etwa in den Kommissionen des Vereins Deut- 
scher Ingenieure, in der Interparlamentarischen 
Arbeitsgemeinschaft und in Fachkommissionen 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft, hinge- 
wiesen. Die wissenschaftliche Erkenntnis unauf- 
haltsam wachsender Umweltschäden hatte je- 
doch bei Arbeitsbeginn der Bundesregierung 
den ihr zukommenden politischen Rang noch 
nicht gefunden: Viele Initiativen einzelner Bun- 
desressorts, einzelner Länder oder wissenschaft- 
licher Organisationen waren in den vergange- 
nen Jahren an Zuständigkeitsfragen, mangeln- 
der Koordinierung vieler verschiedener Aktivi- 
täten oder ungenügenden Informationen ge- 
scheitert. Hinzu kam, daß Umweltschutzvor- 
schriften über viele Gesetze verstreut waren, 
die wie beispielsweise die nachbarrechtlichen 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches, die 
Bestimmungen des Strafgesetzbuches oder das 
Straßenverkehrsrecht nach ihrem ursprüng- 
lichen Zweck nichts mit Umweltschutz im heuti- 
gen Sinne zu tun hatten. Das in der Gewerbe- 
ordnung vorgesehene Genehmigungsverfahren 
für die sogenannten Großverschmutzer erfaßt 
nur einen Teil der Umweltschäden. Die Verbin- 
dung zwischen Abwehr der Verschmutzung und 
Landschaftsplanung blieb infolge der Rechts- 
zersplitterung besonders im Naturschutzrecht 
und im Wasserrecht nur unvollkommen. 

Trotz dieser im allgemeinen unbefriedigenden 
Situation waren einige Vorschriften, die der 
Bund in Teilbereichen des Umweltschutzes er- 
lassen hat, ein erster Schritt auf dem Wege zu 
einer umfassenden Umweltschutzpolitik. Hierzu 
gehören unter anderem: 

1. Das Gesetz zur Ordnung des Wasserhaus- 
halts vom 27. Juli 1957. Es enthält Rahmen- 
vorschriften für alle Bereiche der Wasser- 
wirtschaft, besonders für Wasserversorgung, 
Abwässerbeseitigung, Gewässerschutz, Un- 
terhaltung und Ausbau der Gewässer. 
Außerdem ist durch Novellen zum Wasser- 
haushaltsgesetz das Wasserrecht auf einigen 
Teilgebieten vereinheitlicht worden, nämlich 


durch ergänzende Vorschriften über die Ge- 
nehmigung von Rohrieitungsanlagen zum 
Befördern wassergefährdender Stoffe (1964) 
und über die Reinhaltung der Küstengewäs- 
ser (1967). 

Die Verordnung über brennbare Flüssigkei- 
ten hat den Gewässerschutz verbessert. 

2. Das Gesetz über die Detergentien in Wasch- 
und Reinigungsmitteln vom 5. September 
1961 hat das Ziel, eine möglichst hohe Ab- 
baubarkeit von grenzfiächen- und wasch- 
aktiven Stoffen in Reinigungsmitteln zu er- 
reichen. Durch Rechtsverordnung von 1962 
ist festgelegt, daß die Abbaubarkeit minde- 
stens 80'®/o betragen muß. 

3. Das Gesetz über Maßnahmen zur Siche- 
rung der Altölbeseitigung (Altölgesetz) vom 
23. Dezember 1968 schafft die Voraussetzun- 
gen dafür, daß Altöle ohne Schädigung von 
Wasser, Luft und Boden beseitigt werden. 
Man erreicht das mit Hilfe von Zuschüssen, 
die aus dem Ertrag einer auf das Frischöl zu 
zahlenden Abgabe an die Altöibeseitiger ge- 
zahlt werden, und durch Überwachung des 
Verbleibs der Altöle. 

4. Die Bundesrepublik Deutschland ist mit dem 
Gesetz vom 21. März 1965 dem Internatio- 
nalen Übereinkommen zur Verhütung der 
Verschmutzung der Hohen See durch öl von 
1954 beigetreten. Mit Hilfe dieses Überein- 
kommens wurden bereits Erfolge für die 
Reinhaltung der Hohen See von Ölverunrei- 
nigungen erzielt. Das 1962 schon einmal ver- 
besserte Übereinkommen wurde im Oktober 
1969 erheblich geändert, so daß in Zukunft 
Ölrückstände nur in mehr als 50 Seemeilen 
Entfernung von der nächsten Küste abgelas- 
sen werden dürfen. Die Ratifikation dieser 
Änderung ist in Vorbereitung. 

5. Auf dem Gebiet der Luftreinhaltung und 
Lärmbekämpfung sind die Vorschriften für 
die sogenannten Großverschmutzer im ge- 
werblichen Bereich seit 1959 verbessert wor- 
den, insbesondere durch das Bundesgesetz 
zur Änderung der Gewerbeordnung und Er- 
gänzung des Bürgerlichen Gesetzbuches vom 
22. Dezember 1959 und durch die Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen nach 
§ 16 der Gewerbeordnung vom 4. August 
1960. Hierdurch wurde der Schutz der Allge- 
meinheit vor Immissionen wesentlich ver- 
stärkt. Die Bundesregierung hat nach der 
Novelle von 1959 den Auftrag, zur Durch- 
führung des Gesetzes „Technische Anleitun- 
gen" zu erlassen. Im Jahr 1964 wurde die 
Technische Anleitung zur Reinhaltung der 
Luft, im Jahre 1968 die Technische Anleitung 
zum Schutz gegen Lärm erlassen. Die Tech- 
nischen Anleitungen enthalten die wesent- 
lichen Grundsätze, die bei der Errichtung und 
beim Betrieb gewerblicher Anlagen zu be- 
achten sind. 
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In den letzten Jahren erkannte man, daß 
neue gesundheitsgefährdende Schadstoffe in 
der Luft erfaßt und weitere Anlagen in das 
Immissionsschutzrecht einbezogen werden 
müssen. Am 17. Mai 1965 wurde deshalb 
das Bundesgesetz über Vorsorgemaßnahmen 
zur Luftreinhaltung erlassen. 

Um den durch Kraftfahrzeuge verursachten 
Lärm soweit wie möglich zu verringern, 
wurde in die Straßenverkehrs-Zulassungs- 
Ordnung (StVZO) eine Bestimmung aufge- 
nommen, nach der Kraftfahrzeuge und An- 
hänger so beschaffen sein müssen, daß die 
Geräuschentwicklung das nach dem jeweili- 
gen Stand der Technik unvermeidbare Maß 
nicht übersteigt. Der Stand der Technik wird 
in den Richtlinien für, die Geräuschmessung 
an Kraftfahrzeugen festgelegt. 

Die genannten Richtlinien wurden in den 
vergangenen Jahren ständig überarbeitet, 
so daß seit 1953 die zulässigen Grenzwerte 
schon mehrmals herabgesetzt werden konn- 
ten. Außerdem sind inzwischen internatio- 
nale Vorschriften über Geräuschgrenzwerte 
am 6. Februar 1970 vom Rat der Europä- 
ischen Gemeinschaften erlassen worden. 
Diese Richtlinie, deren Übernahme in das 
nationale Recht z. Z. vorbereitet wird, sieht 
eine weitere Senkung der zulässigen Laut- 
stärke vor. 

Die Bemühungen um die Reinhaltung der 
Luft haben in der Bundesrepublik Deutsch- 
land dazu geführt, daß im Jahre 1968 die für 
den Abgasausstoß der Kraftfahrzeuge gelten- 
den Vorschriften der §§ 47 und 72 der Stra- 
ßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung mit An- 
lagen XI bis XIII wesentlich verbessert wur- 
den. 

Seitdem im Juni 1970 die denselben Gegen- 
stand regelnden Vorschriften der Europä- 
ischen Gemeinschaften als Anlage XIV zur 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung über- 
nommen wurden, können Kraftfahrzeuge 
auch dann zugelassen werden, wenn sie diese 
harmonisierten Vorschriften erfüllen. 

Mit Unterstützung der Bundesrepublik 
Deutschland hat die Wirtschaftskommission 
der Vereinten Nationen für Europa (Eco- 
nomic Commission for Europe — ECE) den 
Entwurf eines Reglements über Abgase von 
Dieselmotoren erarbeitet. 

6. Der Vertrieb von Pflanzenschutzmitteln ist 
nach dem Pflanzenschutzgesetz vom 10. Mai 
1968 von einer Zulassung abhängig, die nur 
erteilt wird, wenn die sachgemäße Anwen- 
dung eines Pestizids nicht zu Gefahren für 
die Gesundheit von Mensch und Tier oder 
anderen schädlichen Auswirkungen führt. 
Die Höchstmengenverordnung Pflanzenschutz 
verbietet, Lebensmittel pflanzlicher Her- 
kunft in den Verkehr zu bringen, die Rück- 
stände von Pflanzenschutzmitteln über die 
zugelassene Höchstmenge hinaus aufweisen. 


7. Durch das Atomgesetz von 1959 und die Erste 
Strahlenschutzverordnung von 1960 ist 
— gleichzeitig mit der Einführung der Kern- 
technik — ein umfassender Schutz von Was- 
ser, Luft und Boden vor Umweltbelastungen 
durch Radioaktivität sichergestellt worden. 
Diese Strahlenschutzmaßnahmen sind in den 
letzten zehn Jahren unter Anwendung neue- 
ster Schutztechniken ständig verbessert wor- 
den. Die radioaktive Umweltbelastung liegt 
zur Zeit weit unter den zulässigen Grenz- 
werten. Man hat erreicht, daß kerntech- 
nische Großanlagen nur wenige Prozent der 
Radioaktivität ableiten, die bei voller Aus- 
nutzung der international üblichen Konzen- 
trationsgrenzwerte abgegeben werden könn- 
ten. Noch unzureichend sind die Lösungen 
für Tieflagerung radioaktiver Rückstände 
und für thermische Belastungen von Ge- 
wässern durch Kernkraftwerke. 

8. Das Gesetz zum Schutz gegen Baulärm vom 

9. September 1965 ermöglicht Maßnahmen 
gegen besonders lästige und gesundheits- 
gefährdende Lärmquellen. Die Vorausset- 
zungen für bauliche und organisatorische 
Schutzmaßnahmen auf den Baustellen sind 
damit gegeben. 

Die Gesetzgebung des Bundes, die unter ande- 
rem durch Immissionsschutzgesetze in den Län- 
dern Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg, 
Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Bayern und Bre- 
men ergänzt wird, hat zwar in Teilbereichen zu 
gewissen Verbesserungen geführt. Ferner haben 
Industrie, Länder und Gemeinden bisher schon 
Beachtliches für den Umweltschutz geleistet. So 
haben allein im Jahre 1969 Länder und Ge- 
meinden für wasserwirtschaftliche Maßnahmen 
mehr als 2 Milliarden DM aufgewandt, davon 
eine Milliarde für Kläranlagen und Kanalisatio- 
nen. Zu einer umfassenden Lösung der Umwelt- 
probleme im Rahmen eines nach einheitlichen 
Zielvorstellungen ausgerichteten langfristigen 
Umweltschutzprogramms fehlte es jedoch an einer 
ausreichenden Gesetzgebungszuständigkeit des 
Bundes, besonders auf den Gebieten des Was- 
serhaushalts, der Luftreinhaltung und der Lärm- 
bekämpfung. Die auf eine Erweiterung der Zu- 
ständigkeit des Bundes gerichteten Bemühungen 
der Bundesregierung in den Jahren 1967 bis 1969 
scheiterten an dem Widerstand des Bundesrates. 

F r a g e 2 

Wie gedenkt die Bundesregierung die an- 
stehenden Aufgaben zu bewältigen, und welche 
Prioritäten setzt sie dabei? 

I. Programm innerer Reformen 

Die Bundesregierung gibt dem Kampf gegen Um- 
weltgefahren in ihrem Programm innerer Reformen 
Vorrang. Sie ist der Auffassung, daß sich die 
moderne Industriegesellschaft einer Herausforde- 
rung gegenübersieht: Diese Gesellschaft muß, um 
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fortbestehen zu können, bei der Bestimmung ihrer 
wirtschaftspolitischen Ziele schon für dieses Jahr- 
zehnt die qualitativen Aspekte menschlichen Lebens 
gegenüber den bloß quantitativen Aspekten des 
wirtschaftlichen Wachstums stärker betonen als bis- 
her. Bei Erforschung und Entwicklung neuer Tech- 
nologien, Verfahren und Produkte ist in Zukunft 
genauer als bisher zu prüfen, welche Rückwirkun- 
gen sich für den Menschen, für die Industriegesell- 
schaft als Ganzes und für die Umwelt ergeben. Ziel 
der Umweltschutzpolitik der Bundesregierung ist es, 
die nachteiligen Folgen oder Nebenwirkungen des 
technischen Fortschritts und des wachsenden Wohl- 
stands so gering wie möglich zu halten. Das kann 
nur durch eine systematische Planung des gesamten 
Umweltschutzes — auch in internationaler Ab- 
stimmung und Zusammenarbeit ■ — erreicht werden. 
Zugleich ist eine Neubewertung der Ziele der In- 
dustriegesellschaft insgesamt notwendig. Nur durch 
gemeinsame Anstrengungen des Staates, der Wirt- 
schaft, der Wissenschaft und jedes einzelnen 
Bürgers kann dies erreicht werden. 


II. Gesamtprogramm für den Umweltschutz 

Die Bundesregierung hat mit ihrer Regierungs- 
erklärung vom 28. Oktober 1969 Maßnahmen zum 
Schutz der Menschen vor solchen Gefahren für die 
Gesundheit, die in einer technisierten Umwelt ent- 
stehen, eingeleitet. Naturschutz, Schutz vor Luft- 
und Wasserverunreinigung und vor Lärmbelästigung 
sollen auf eine bessere gesetzliche Grundlage ge- 
stellt werden. 

Am 9. Juni 1970 ist ein Kabinettausschuß für Um- 
weltfragen eingesetzt worden. Er wird ein Gesamt- 
programm für den Umweltschutz erarbeiten, das im 
April 1971 vorgelegt werden soll. Als erstes 
Arbeitsergebnis hat der Kabinettausschuß am 
17. September 1970 ein Sofortprogramm für den 
Umweltschutz vorgelegt, das vom Bundeskabinett 
inzwischen gebilligt wurde. Es behandelt die dring- 
lichsten Probleme und stellt den Zeitplan der 
Bundesregierung für Sofortmaßnahmen und den 
Entwurf eines Gesamtprogramms für den Umwelt- 
schutz auf. 

Das Sofortprogramm setzt die folgenden Prioritäten: 

1. Erarbeitung, Vervollständigung und — soweit 
erforderlich — Vereinheitlichung des rechtlichen 
und organisatorischen Instrumentariums zur Be- 
kämpfung von Umweltgefahren; 

2. Entwicklung und Ausbau von Meß- und In- 
formationssystemen zum rechtzeitigen Erkennen 
von Gefahren für die Umwelt; 

3. Technische Maßnahmen zur Reduzierung bzw. 
Vermeidung von Emissionen; 

4. Intensivierung der umweltbezogenen Forschung; 

5. Verstärkte Förderung und Entwicklung auf allen 
Gebieten des Umweltschutzes, besonders der 
Förderung und Entwicklung umweltfreundlicher, 
„sauberer" Technologien, Verfahren und Pro- 
dukte ; 


6. Priorität des Umweltschutzes in dem angekün- 
digten Raumordnungsprogramm der Bundes- 
regierung, bei der Landschaftspflege und beim 
Naturschutz. 

III. Einzel-Maßnahmen 

Im Sofortprogramm wurden zu diesen Prioritäten 
u. a. folgende Maßnahmen angekündigt: 

Zu 1. 

In einem Gesetzentwurf zur Beschränkung der Blei- 
zusätze zum Benzin wird der zulässige Bleigehalt 
in Otto-Kraftstoffen ab 1. Januar 1972 auf 0,40 
Gramm im Liter festgesetzt. Ferner ist vorgesehen, 
den Bleigehalt ab 1. Januar 1976 auf 0,15 Gramm 
im Liter zu begrenzen. Die weitere Verminderung 
des Bleigehalts bis zum bleifreien Kraftstoff wird 
mit Nachdruck angestrebt. 

Zum Baulärmgesetz sollen erste Emissionsrichtlinien 
für Baumaschinen bis Anfang 1971 vorliegen. 

Zur Verstärkung der Lärmabwehr und damit zur 
Einschränkung der Umweltbelastung am Arbeits- 
platz wurde vom Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung am 10. November 1970 eine Richt- 
linie erlassen. 

Das Bundesimmissionsschutzgesetz soll bis Juni 1971 
kabinettsreif sein. 

Die 4. Novelle zum Wasserhaushaltsgesetz, die die 
Reinhalte- und Strafvorschriften dieses Gesetzes 
verbessern soll, wird im Sommer 1971 von der 
Bundesregierung vorgelegt werden. 

Ein Änderungsgesetz zum Pflanzenschutzgesetz sieht 
erweiterte Vollmachten zum Erlaß solcher Rechts- 
verordnungen vor, nach denen die Anwendung be- 
stimmter Pflanzenschutzmittel verboten oder be- 
schränkt werden kann. 

Der Entwurf eines Abfallbeseitigungsgesetzes wird 
in Kürze vorgelegt werden. 

Der Bundesregierung muß eine den Bedürfnissen 
modernen Umweltschutzes entsprechende, technisch- 
wissenschaftliche Institution für die Bereiche des 
Immissionsschutzes, der Wasserwirtschaft und der 
Abfallbeseitigung zur Verfügung stehen. Deshalb 
wird geprüft, ob und wie eine solche Einrichtung 
etwa unter Einbeziehung oder durch Ausbau vor- 
handener Einrichtungen geschaffen werden kann. 

Zu 2. 

Die Bundesregierung wird durch intensive Meß- 
programme, die unter anderem durch lufthygienisch- 
meteorologische Modelluntersuchungen in der Re- 
gion Untermain vorbereitet werden, die Voraus- 
setzungen für die Eindämmung der Umweltbelastun- 
gen schaffen. Im Forschungs- und Entwicklungs- 
programm „Neue Technologien" sollen bis 1974 
automatische Meßgeräte für den quantitativen 
Nachweis der wichtigsten Schadstoffe in der Luft 
entwickelt werden. 
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Moderne Meß- und Informationssysteme werden für 
das frühzeitige Erkennen von Umweltchemikalien 
mit biozider Wirkung geschaffen werden. 

Folgende Arbeiten sind hierfür vordringlich: 

1. Weitere Entwicklung von Pflanzenschutzmitteln 
mit möglichst geringer Nebenwirkung auf die 
Umwelt; 

2. Förderung der Entwicklung und Anwendung 
biologischer und kombinierter Verfahren zur 
Schädlingsbekämpfung; 

3. verstärkte Grundlagenforschung über 

— Gehalt und Anreicherung von Bioziden in der 
Umwelt; 

— ökologische und toxische Wirkungen der 
Biozide und ihrer Abbauprodukte; 

— biozide Wirkungen, die durch das Zusammen- 
treffen verschiedener Stoffe entstehen; 

4. darauf aufbauend Erarbeitung besonderer Meß- 
verfahren mit dem Ziele, Biozide auf und in 
Lebensmitteln nachzuweisen; 

5. zentrale Erfassung aller in verschiedenen Be- 
reichen erarbeiteter Ergebnisse; 

6. systematische gesundheitspolitische Bewertung 
der Ergebnisse. 

Auf dem Wege über eine koordinierte Zusammen- 
arbeit aller fachbezogenen Institutionen wird eine 
zentrale Erfassungs- und Auswertungsstelle für 
Biozidrückstände in der Umwelt angestrebt. Erst das 
dann mögliche zentrale toxikologische Auswerten 
und Beurteilen von Biozidrückständen gibt eine 
Grundlage für entsprechende umfassende gesund- 
heitspolitische Maßnahmen. 

Schon seit Jahren befaßt sich die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft im Schwerpunktprogramm 
„Abwässer in Küstennähe" mit relevanten Fragen 
der Verschmutzung der Küstengewässer. 

Verhütung und Bekämpfung der Meeresverschmut- 
zung sind ein Schwerpunkt des Gesamtprogramms 
für die Meeresforschung. Ein Ausschuß der Deut- 
schen Kommission für Ozeanographie, der sich mit 
der Meeresverschmutzung befaßt, hat ein detaillier- 
tes Forschungs- und Meßprogramm erarbeitet. Hier- 
zu gehören im besonderen Forschungsarbeiten über 
Vorkommen, Verbleib und Wirkung von Schad- 
stoffen in der Nahrungskette des Meeres, sowie 
Entwicklung von Methoden zur Erfassung, Über- 
wachung und systematischen Bekämpfung der 
Meeresverschmutzung. Im Jahre 1970 hat man be- 
reits mit vielen Vorhaben begonnen. Das Deutsche 
Hydrographische Institut, das gesetzlich mit der 
Überwachung des Meerwassers auf Radioaktivität 
und andere schädliche Beimengungen beauftragt ist, 
wird seine Uberwachungstätigkeit weiter ausbauen. 

Die Bundesregierung wird ein Informationssystem 
für die Planung des Umweltschutzes aufbauen, das 
die Grundlage für systematisches, umweltbewußtes 
Handeln des Staates gibt. Mit Hilfe eines solchen 
Instrumentes wird es auch möglich sein, bei Ein- 
führung neuer Techniken und Produkte von vorn- 


herein die möglichen Auswirkungen für die Umwelt 
in die anzustellenden Überlegungen und die Vor- 
bereitung von Entscheidungen einzubeziehen. 

Zu 3. 

Die Bundesregierung wird im Sommer 1971 den 
Entwurf eines Gesetzes zum Schutz vor Umwelt- 
gefahren durch Luftverunreinigungen, Lärm- und 
ähnliche Einwirkungen vorlegen, das die Grund- 
lage für ein der modernen technischen Entwicklung 
angepaßtes, möglichst umfassendes Regelwerk im 
Kernbereich des Umweltschutzes sein soll. Sie wird 
ferner in Zusammenarbeit mit den Ländern, der 
Wirtschaft, Kommissionen des Vereins Deutscher 
Ingenieure, der Interparlamentarischen Arbeits- 
gemeinschaft und Fachkommissionen der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft bereits bestehende Verord- 
nungen und Verwaltungsvorschriften zur Luft- 
reinhaltung und zur Lärmbekämpfung verbessern. 

Zu 4. 

Die Bundesregierung wird die umweltbezogene 
Grundlagenforschung in Instituten der Max-Planck- 
Gesellschaft, in von der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft geförderten Projekten und in anderen 
wissenschaftlichen Institutionen in den nächsten 
Jahren verstärkt fördern. 

Im Sofortprogramm der Bundesregierung sind für 
die nächsten fünf Jahre allein für Forschungen auf 
dem Gebiet der chemischen Ökologie und Toxikolo- 
gie etwa 50 Millionen DM vorgesehen. Die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft vergibt für Forschungs- 
vorhaben in ihren Schwerpunktprogrammen und in 
der allgemeinen Forschungsförderung in allen Be- 
reichen der Umweltbelastungen z. Z. jährlich etwa 
13 Millionen DM; für 1971 sind hierfür über 15 Mil- 
lionen DM eingeplant. 

Das Sofortprogramm der Bundesregierung weist 
ferner Aufwendungen allein für Forschungsaufträge 
zur Erarbeitung biologischer statt chemischer Be- 
kämpfungsverfahren im Pflanzenschutz in Höhe 
von 300 000 DM für 1970 sowie Mittel in Höhe 
von 522 000 DM für die Zeit von 1970 bis 1975 für 
Forschungen über Biozid-Anwendung aus. 


Zu 5. 

Neben der Bekämpfung bereits eingetretener Um- 
weltbelastungen ist die wirksamste Form des Um- 
weltschutzes die Entwicklung umweltfreundlicher 
oder „sauberer" neuer Technologien, die eine Um- 
weltbelastung gar nicht erst aufkommen lassen. Im 
Forschungs- und Entwicklungsprogramm „Neue 
Technologien" sollen daher unter anderem bis 1972 
selbst verrottbare Kunststoffe entwickelt werden, 
bis 1973 bleifreie unschädliche Antiklopfmittel, bis 
1975 wirkungsvolle Verfahren zur Reinigung der 
Industrie-, Hausbrand- und Kraftfahrzeugabgase 
von nitrosen Gasen, Kohlenmonoxid und Kohlen- 
wasserstoffen. 
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Zu 6. 

Die Bundesregierung ist der Überzeugung, daß — 
neben der Beseitigung bereits eingetretener Um- 
weltschäden — vorbeugende Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Umweltqualität dazu beitragen 
müssen, weitere Umweltbelastungen auszuschließen. 
Diesem Ziel dient unter anderem das von der 
Bundesregierung jetzt aufzustellende Bundes- 
raumordnungsprogramm. Mit ihm und den Landes-, 
Regional- und Bauleitplanungen, die durch Land- 
schaftsplanungen ergänzt werden müssen, soll er- 
reicht werden, daß negative Auswirkungen auf 
Gesundheit und Wohlbefinden der Menschen ver- 
mieden werden und die Leistungsfähigkeit und Viel- 
falt der natürlichen Umwelt verbessert wird. 

Das Bundesraumordnungsprogramm wird Ziele für 
die räumliche Entwicklung für das Bundesgebiet 
setzen, die auch für die vorbeugende Umweltpla- 
nung einen Rahmen abgeben werden. Der Stand 
dieser Arbeiten ist im Raumordnungsbericht 1970 
dargestellt. Der Städtebaubericht 1970 der Bundes- 
regierung, der alsbald dem Deutschen Bundestag 
zugeleitet werden wird, wird darlegen, dajj in vie- 
len Fällen städtebauliche Sanierungsmaßnahmen, 
ggf. in Verbindung mit Entwicklungsmaßnahmen, 
notwendig sind, um die Qualität der Umwelt zu 
sichern oder zu verbessern, und daß in diesem Zu- 
sammenhang den im künftigen Städtebauförde- 
rungsgesetz vorgesehenen Maßnahmen zur Sanie- 
rung und Entwicklung der Gemeinden besondere 
Bedeutung zukommen wird. Da der Geltungsbereich 
dieses Gesetzes sich auf bestimmte Gemeindegebiete 
beschränkt, wirkungsvolle städtebauplanerische 
Maßnahmen zur Verbesserung der Qualität der Um- 
welt jedoch grundsätzlich in allen Gemeinden not- 
wendig sind, ist eine Novellierung des Bundesbau- 
gesetzes in Aussicht genommen. 

Weiter sind im Bereich des Städtebaues die Erarbei- 
tung von Grundsätzen für die Planung unter Berück- 
sichtigung des Immissionsschutzes und die Aufstel- 
lung von Richtwerten für Immissionen und Emissio- 
nen, bezogen auf Baugebiete, erforderlich. Die Bun- 
desregierung wird in dem Städtebaubericht den Län- 
dern die Erarbeitung solcher Grundsätze und Richt- 
werte anbieten. 

Im Rahmen der Raumordnung und des Städtebaues 
kommt Landschaftsplänen besondere Bedeutung zu. 
Angesichts der zunehmenden Belastung des Natur- 
haushalts ist systematische Landschaftsentwicklung 
unerläßlich. 

Die Landschaftsplanung wird stärker als bisher die 
räumlichen Entwicklungen bestimmen müssen. Hier- 
zu wird die Bundesregierung 

— bis zum Juni 1971 den Entwurf eines Gesetzes 
für Naturschutz und Landschaftspflege vorlegen. 
Der Entwurf soll Vorschriften über Erholungsge- 
biete und Naturparke, Naturschutzgebiete und 
Nationalparke, den Schutz von Pflanzen, Tieren 
und Landschaftsbestandteilen enthalten; auch 
sieht er Bestimmungen über das Erhalten der 
Kulturlandschaft, besonders der Flächen, die aus 
der landwirtschaftlichen Nutzung ausscheiden, 
und über die Landschaftsplanung vor. Bis zum 


1. Mai 1971 wird ferner der Entwurf des Bundes- 
waldgesetzes vorliegen; 

— einen Plan für den Ausbau der erforderlichen 
Forschungs- und Planungsinstrumente vorlegen 
und sich bemühen, die Bundesanstalt für Natur- 
schutz und Landschaftspflege auszubauen; 

— auf Grund systematischer Analysen der kom- 
plexen ökologischen Zusammenhänge ein lang- 
fristiges Programm für Naturschutz und Land- 
schaftspflege als Beitrag zum Bundesraumord- 
nungsprogramm, und zwar zusammen mit den 
Ländern, vorbereiten. 

Die Bundesregierung wird ferner nach Wegen 
suchen, die noch nicht gedeckten Investitionskosten 
zur rascheren Befriedigung des Nachholbedarfs an 
Umweltschutzmaßnahmen, besonders für den Ge- 
wässerschutz, von der öffentlichen Hand bereitzu- 
stellen. Dabei kann es sich jedoch nur um die Spit- 
zenfinanzierung in den Fällen handeln, in denen die 
Belastung für den einzelnen bei Erhebung kosten- 
deckender Gebühren zu groß würde. Die Bundes- 
regierung hat inzwischen die für das Jahr 1971 ur- 
sprünglich vorgesehenen 37 Millionen DM ERP-Kre- 
dite für Abwasserreinigungsmaßnahmen im Rahmen 
des Sofortprogramms für den Umweltschutz dadurch 
aufgestockt, daß Kapitalmarktmittel in Höhe von 
110 Millionen DM mit Hilfe von ERP-Haushaltsmit- 
teln zinsverbilligt für den gleichen Zweck zusätzlich 
zur Verfügung gestellt werden. Weitere Maßnah- 
men werden geprüft. 


Frage 3 

Welche Möglichkeiten bestehen für eine Ver- 
besserung der Zusammenarbeit von Bund, 
Ländern und Gemeinden und weiteren mit die- 
ser Frage befaßten Institutionen, insbesondere 
durch die von der Bundesregierung vorge- 
sehene Erweiterung der Gesetzgebungs- 
kompetenz des Bundes für den Umweltschutz? 

Die Aufgaben des Umweltschutzes berühren fast 
alle Bereiche staatlichen und kommunalen Han- 
delns. Weder der Bund noch Länder und Gemein- 
den sind rechtlich und finanziell in der Lage, die 
vordringlichen Aufgaben der nächsten Jahre auf 
diesem Gebiet allein zu lösen. Diese Aufgaben sind 
allenfalls dann zu bewältigen, wenn Bund, Länder 
und Gemeinden sowie die vielen anderen mit ihnen 
befaßten öffentlichen und privaten Institutionen 
sich gegenseitig in ihren Maßnahmen ergänzen, 
damit wenigstens unnötige Doppelarbeit und Kom- 
petenzstreitigkeiten vermieden werden. Die Bundes- 
regierung ist der Ansicht, daß die notwendige recht- 
liche und wirtschaftliche Gleichbehandlung vor 
allem der Verursacher umweltschädlicher Einflüsse 
bei der derzeitigen Verteilung der Gesetzgebungs- 
kompetenz nicht gewährleistet ist; sie hat deshalb 
dem Deutschen Bundestag den Entwurf eines Ge- 
setzes zur Änderung des Grundgesetzes (Druck- 
sache 1/1/1298) erneut zugeleitet. Das soll dem Bund 
die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz auf 
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den Gebieten des Wasserhaushalts, der Luft- 
reinhaltung, der Lärmbekämpfung, des Natur- 
schutzes und der Landschaftspflege verschaffen. Der 
Bundesrat hat im ersten Durchgang am 26. Juni 1970 
gegen die angestrebten Grundgesetzänderungen, 
soweit sie die Luftreinhaltung und die Lärm- 
bekämpfung betreffen, keine Einwände erhoben. 

Mit Genugtuung hat die Bundesregierung fest- 
gestellt, daß auch die Länder im Bereich des Um- 
weltschutzes von sich aus nicht nur auf eine Ver- 
besserung der Koordination untereinander hin- 
arbeiten, sondern auch möglichst weitgehend mit 
dem Bund Zusammenarbeiten wollen. Sie teilt dabei 
die Überzeugung der Ministerpräsidenten der 
Bundesländer, daß der Umweltschutz zu den vor- 
dringlichsten politischen Aufgaben der Gegenwart 
gehöre, zu deren Bewältigung eine enge Zusammen- 
arbeit zwischen Bund und Ländern geboten sei. 

Verbessert wird nicht nur die Zusammenarbeit von 
Bund und Ländern, sondern auch die Koordinierung 
der beteiligten Geschäftsbereiche des Bundes selbst. 
Da sich Aufgaben des Umweltschutzes im Zu- 
ständigkeitsbereich fast aller Bundesressorts stellen, 
ist eine wirkungsvolle frühzeitige Koordinierung 
unerläßlich. Diese Aufgabe leistet der Kabinett- 
ausschuß für Umweltfragen. 

Die einzelnen Teilgebiete des Umweltschutzes 
(Wasserreinhaltung, Abfallbeseitigung, Luftreinhal- 
tung, Lärmbekämpfung, Umweltchemikalien usw.), 
die im Zuständigkeitsbereich verschiedener Ressorts 
liegen, werden in fachbezogenen Arbeitsausschüssen 
und Projektgruppen koordiniert. Die Bundesregie- 
rung wird in allen diesen Gremien Überlegungen 
und Planungen der Länder berücksichtigen. 

Um die Ziele der Umweltschutzpolitik der Bundes- 
regierung zu erreichen, bedarf es vor allem der Er- 
forschung, Entwicklung und Erprobung geeigneter 
„sauberer“ Technologien, Verfahren und Produkte. 
Die Bundesregierung sieht eine ihrer vordring- 
lichsten Aufgaben darin, die Arbeiten und Er- 
fahrungen der zahlreichen bestehenden wissen- 
schaftlichen Einrichtungen im Bereich des Umwelt- 
schutzes, wie beispielsweise Kommissionen des 
Vereins Deutscher Ingenieure und Fachkommis- 
sionen der Deutschen Forschungsgemeinschaft, aber 
auch anderer fachkundiger Gremien nach Art der 
Interparlamentarischen Arbeitsgemeinschaft oder 
der Fachverbände der Wirtschaft, für die Ver- 
waltung nutzbar zu machen und die hier oder dort 
bereits bestehende Zusammenarbeit zu verstärken. 
Dazu dienen gemeinsame Forschungsvorhaben, 
systematischer Informationsaustausch, Anhörungen, 
Projektgruppen und finanzielle Förderung, ferner 
auch die Koordinierung von Forschungseinrichtun- 
gen, besonders derjenigen, die vom Bund selbst 
getragen werden. 


Frage 4 

Welche Bedeutung hat nach Ansicht der Bun- 
desregierung die internationale Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes? 


Auf welche Weise beabsichtigt die Bundesre- 
gierung, die Arbeiten internationaler Organi- 
sationen, wie der OECD, des Europarates und 
der NATO, auf dem Gebiet des Umweltschut- 
zes weiter zu fördern? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung für eine unmittelbare Zusammenarbeit bei 
der Verbesserung der Umweltbedingungen mit 
der DDR und den osteuropäischen Staaten? 

a) Die Bundesregierung betrachtet die internatio- 
nale Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Um- 
weltschutzes nicht nur als wertvolle Unterstüt- 
zung ihrer eigenen Bemühungen, sondern als not- 
wendige Voraussetzung für den Erfolg jedes 
Umweltschutzes überhaupt. Der internationale 
Erfahrungs- und Informationsaustausch zwischen 
den Regierungen soll sowohl Kenntnisse vermit- 
teln, als auch eine gemeinsame oder zumindest 
abgestimmte Umweltschutzpolitik einleiten. Dies 
ist nicht nur erforderlich, weil sich viele Umwelt- 
belastungen nicht an Grenzen halten, sondern 
auch wegen wirtschaftspolitischer Zusammen- 
hänge {Industriestandortwahl, Wettbewerbsver- 
zerrungen usw.). Internationale Abkommen sol- 
len sicherstellen, daß die den Forderungen des 
Umweltschutzes nachkommende Industrie im in- 
ternationalen Wettbewerb konkurrenzfähig 
bleibt. 

Ein Beispiel für eine international abgestimmte 
Umweltschutzpolitik ist der Gewässers chutz: hier 
besteht eine enge Zusammenarbeit der Bundes- 
republik Deutschland mit ihren Nachbarstaaten 
in den Internationalen Kommissionen zum 
Schutze des Rheines, der Mosel und der Saar vor 
Verunreinigungen; ebenso auch in der deutsch- 
niederländischen Grenzgewässer-Kommission. 
Daneben gibt es bilaterale Verhandlungen zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und den 
Niederlanden, die das Ems-Gebiet vor Verunrei- 
nigungen schützen sollen. Die Arbeit der Inter- 
nationalen Gewässerschutz-Kommission für den 
Bodensee hat nicht nur für die Gewässerreinhal- 
tung, sondern vor allem für die Trinkwasserver- 
sorgung der Anlieger — im Bundesgebiet ist es 
der süd- und mittelwürttembergische Raum — 
besondere Bedeutung. Die Bundesregierung ver- 
sucht mit allen Mitteln, auch durch internationale 
Abmachungen, eine weitere Verschmutzung des 
Bodensees zu verhindern. 

Nicht zuletzt die Förderung der internationalen 
Zusammenarbeit in Forschung und Entwicklung 
sieht die Bundesregierung als vordringliche Auf- 
gabe an. Durch internationale Arbeitsteilung 
wird die nationale Forschungskapazität erhöht; 
finanzielle Aufwendungen können vermindert, 
bestimmte Forschungsziele früher erreicht wer- 
den. 

Große Bedeutung hat, neben der wissenschaft- 
lichen Zusammenarbeit auf Regierungsebene, die 
Kooperation internationaler nichtstaatlicher Wis- 
senschaftsorganisationen, wie beispielsweise des 
1970 in Madrid neugegründeten Wissenschaft- 
lichen Ausschusses für Probleme der Umwelt 
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(Scientific Committee on Problems of Environ- 
ment — SCOPE) bei dem International Council 
of Scientific Unions (ICSU) und das Internatio- 
nale Biologische Programm der ICSU. 

b) Die Bundesregierung wird weiterhin die inter- 
nationale Zusammenarbeit sowohl in internatio- 
nalen Organisationen als auch durch bilaterale 
Vereinbarungen fördern. Sie wird das in Zu- 
kunft noch mehr als bisher tun: unter anderem 
wird sie Sachverständige in die einschlägigen 
Arbeitsgruppen der internationalen Organisa- 
tionen entsenden und sich an der Formulierung 
und Durchführung bestimmter Umweltschutzpro- 
jekte beteiligen. Dadurch und durch intensiven 
Erfahrungsaustausch unterstützt sie die Ziele 
und die Arbeit dieser Organisationen. 

Angesichts der großen Zahl internationaler Or- 
ganisationen, die sich mit Umweltfragen befas- 
sen, besteht die Gefahr, daß Doppelarbeit ge- 
leistet wird. Deshalb wird die Bundesregierung 
versuchen, auf die Arbeitsprogramme dieser Or- 
ganisationen und deren gegenseitige Abstim- 
mung Einfluß zu nehmen, um auch dadurch die 
Wirksamkeit der internationalen Zusammen- 
arbeit zu fördern. 

Als die wichtigsten der auf dem Gebiet des Um- 
weltschutzes tätigen internationalen Organisa- 
tionen sind zu nennen: 

1. Die Organisation für wirtsdnaftlictie Zusam- 
menarbeit und Entwicklung (OECD) hat die 
Gründung eines eigenen Ausschusses für 
Umweltfragen beschlossen. Die Bundesregie- 
rung begrüßt und unterstützt dieses Vor- 
haben, besonders die Absicht der OECD, die 
in den Mitgliedstaaten auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes ergriffenen oder vorgeschla- 
genen Maßnahmen zu prüfen und einander 
gegenüberzustellen. Das in dieses Vorhaben 
eingehende wasserwirtschaftliche OECD-Pro- 
gramm und die Arbeiten des Ausschusses für 
Luftreinhaltung ebenso wie andere von der 
Bundesregierung unterstützte Vorhaben sind 
wesentliche Vorarbeiten hierfür; sie werden 
auch künftig von der Bundesregierung geför- 
dert werden. 

2. Der Europarat ist seit Jahren mit Umwelt- 
schutzfragen befaßt. Die von ihm 1968 ver- 
kündete Wasser-Charta fand auch in der 
Bundesrepublik Deutschland große Beachtung. 
Von besonderer Bedeutung erscheint die 
„Luftreinhalte-Charta'\ die festlegt, auf wel- 
che Grundsätze die Mitgliedstaaten ihre 
nationale Gesetzgebung auf dem Gebiet der 
Luftreinhaltung ausrichten sollen. Das Euro- 
päische Natursdiutzjahr 1970 führte in allen 
Bundesländern zu Veranstaltungen, die den 
Gedanken des Umweltschutzes in eine brei- 
tere Öffentlichkeit trugen. 

Die Bemühungen des Europarates um eine 
Angleichung der politischen Ziele und eine 
Harmonisierung nationaler Vorschriften auf 
dem Gebiet des Umweltschutzes werden von 


der Bundesregierung unterstützt. Die Ratifi- 
zierung des im Europarat auf der Grundlage 
des deutschen Detergentiengesetzes erarbei- 
telen Detergentienabkommens bereitet die 
Bundesregierung zur Zeit vor. Für eine vor 
kurzem vom Ministerrat verabschiedete Emp- 
fehlung auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft 
war die wasserwirtschaftliche Rahmenplanung 
in der Bundesrepublik Deutschland Ausgangs- 
punkt. Der Gedanke einer europäischen Kon- 
vention zur Gewässerreinhaltung wird von 
der Bundesregierung unterstützt; deutsche 
Sachverständige arbeiten an ihrem Entwurf 
mit. 

3. Viele Probleme der modernen Gesellschaft, 
mit denen sich der NATO-Umwelt- Ausschuß 
(Committee for the Challenges of Modern 
Society) befaßt, sind auch Probleme der Ge- 
sellschaft in ider Bundesrepublik Deutschland. 
Die Bundesregierung erwartet von den Dis- 
kussionen in diesem Ausschuß und seinen 
Arbeitsgruppen für ihre eigene Arbeit wert- 
volle Anregungen. Deshalb hat sie sich be- 
reit erklärt, bei der Aufstellung eines inter- 
nationalen Programms über Themen, wie 
„Reinhaltung der Luft" oder „Wissenschaft- 
liche Erkenntnisse und Entscheidungsvorbe- 
reitung", die Federführung mitzuübernehmen. 

4. Erste erfreuliche Ergebnisse einer internatio- 
nalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes zeigen sich auf der Ebene der 
Europäischen Gemeinschaften im Rahmen 
des Allgemeinen Programms zur Beseitigung 
der technischen Hemmnisse im Warenverkehr 
verabschiedete der Rat am 20. März 1970 die 
„Richtlinie zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften Über Maßnahmen gegen Luftverun- 
reinigung durch Abgase von Kraftfahrzeug- 
Motoren". Der Richtlinienentwurf über Öl- 
fernleitungen mit Schutzbestimmungen gegen 
Verunreinigungen des Bodens und des Was- 
sers wird zur Zeit beraten. Auf deutsche An- 
regung befaßt sich die Kommission aus Wett- 
bewerbsgründen mit der Harmonisierung der 
Vorschriften der Mitgliedstaaten zur Gewäs- 
serreinhaltung; ein entsprechendes Arbeits- 
programm ist bereits angekündigt. Die The- 
men entsprechen hier teilweise den im 
Sofortprogramm des Bundesregierung vorge- 
sehenen Forschungsvorhaben, wodurch ein 
Höchstmaß an Erfahrungsaustausch möglich 
wird. Im Anschluß an einen Ratsbeschluß über 
die Zusammenarbeit mit europäischen Dritt- 
staaten auf dem Gebiet des Umweltschutzes 
haben gemischte Sachverständigengruppen 
Anfang 1970 ihre Arbeit aufgenommen. Erste 
Entscheidungen werden für Anfang 1971 er- 
wartet. 

5. Umweltschutz ist jedoch nicht nur ein euro- 
päisches oder atlantisches Problem. Die Ne- 
benwirkungen der Industrialisierung bedro- 
hen immer mehr auch die Entwicklungsländer. 
Die Bundesregierung begrüßt deshalb die 
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Bestrebungen der Vereinten Nationen und 
ihrer Sonderorganisationen, diese Frage in 
weltweitem Rahmen, besonders auf einer 
Konferenz der Vereinten Nationen „Mensch 
und Umwelt" im Frühjahr 1972, zu erörtern. 

Im Jahre 1953 hat die Wirtschaftskommission 
der Vereinten Nationen für Europa (ECE) den 
Unterausschuß Straßenverkehr ihres Binnen- 
verkehrsausschusses beauftragt, die Bearbei- 
tung der technischen Probleme des Baues von 
Fahrzeugen und Ausrüstungsteilen durch eine 
besondere Arbeitsgruppe „Kraftfahrzeug- 
technik" überprüfen zu lassen. Dabei werden 
auch Lärm und Abgase behandelt. Inzwischen 
sind Emissionsgrenzwerte für Abgase und 
Geräusche in einschlägigen Regelungen zum 
Internationalen Abkommen von 1958 fest- 
gelegt worden. 

Ein internationales Seminar der ECE über 
Fragen der Entschwefelung von Brennstoffen 
und Rauchgasen, das im November 1970 in 
Genf stattfand, war von der Bundesrepublik 
zusammen mit der Sowjetunion vorbereitet 
worden. 

Anfang Dezember 1970 veranstaltet die ECE 
eine erste Sitzung von Regierungsexperten 
für Umweltfragen, bei der, zum ersten Mal 
in dieser Organisation, Probleme des Umwelt- 
schutzes im Zusammenhang behandelt und 
die Umweltpolitik der Mitgliedsregierungen 
dargestellt und diskutiert werden sollen. Die 
Bundesregierung bereitet einen Beitrag vor. 
Im Frühjahr 1971 findet in Prag eine Umwelt- 
Konferenz der ECE statt. Sie soll in ihrem 
Ergebnis einen europäischen Beitrag zu der 
Umwelt-Konferenz der Vereinten Nationen 
in Stockholm 1972 liefern. 

Seit Jahren wirkt die Bundesrepublik Deutsch- 
land in der Internationalen Hydrologischen 
Dekade sowie an vielen Vorhaben der Welt- 
gesundheitsorganisation mit. Sie wird das 
soeben verabschiedete UNESCO-Programm 
„Der Mensch und die Biosphäre" fördern. 

Die Weltorganisation für Meteorologie be- 
müht sich um die Lösung der meteorologischen 


Probleme der Luftverunreinigung und der 
Landschaftsplanung. Dabei wird die Bundes- 
republik Deutschland mitwirken. 

Die Bundesrepublik ist auch Mitglied der 
Internationalen Union zur Erhaltung der 
Natur und der natürlichen Hilfsquellen (Inter- 
national Union for the Conservation of 
Nature and Natural Resources), deren Ziele 
sie auch künftig unterstützen wird. 

' 6. Die Bundesregierung beteiligt sich an der im 
Dezember 1970 stattfindenden Technischen 
Konferenz der Ernährungs- und Landwirt- 
schaftsorganisation der Vereinten Nationen 
(FAO) über „Die Verschmutzung des Meeres 
und ihre Auswirkungen auf die lebenden 
Meeresschätze und die Fischerei". Sie ist des 
weiteren intensiv an der Vorbereitung’ der 
Konferenz für die Reinhaltung der Hohen 
See von Industrieabfällen beteiligt, die 1973 
von der Zwischenstaatlichen Beratenden See- 
schiffahrtsorganisation (IMCO) in London 
veranstaltet wird. Die Bundesregierung prüft, 
ob schon vor 1973 ein regionales Abkommen 
der Nordsee-Anlieger geschaffen werden 
kann. 

c) Die Bundesregierung nutzt jede Möglichkeit, mit 
der DDR und den osteuropäischen Staaten bei 
der Verbesserung der Umweltbedingungen zu- 
sammenzuarbeiten. So besteht zum Beispiel mit 
einigen osteuropäischen Staaten seit Jahren ein 
fruchtbarer Gedankenaustausch unter Fachleuten. 
Der DDR hat der Bundeskanzler in Kassel im 
Rahmen der 20 Punkte den Vorschlag unter- 
breitet (Punkt 17), daß beide Seiten ihre Bereit- 
schaft bekräftigen sollten, die Zusammenarbeit 
u. a. auch auf dem Gebiete der Umweltfragen im 
Interesse des gegenseitigen Vorteils zu inten- 
sivieren und zu erweitern sowie Verhandlungen 
über die Einzelheiten aufzunehmen. Die Bundes- 
regierung prüft unter besonderer Berücksichti- 
gung des innerdeutschen Verhältnisses, ob man, 
ähnlich wie für die Nordsee-Anliegerstaaten, 
auch für die Ostsee zu einer Regelung über die 
Ostseeverschmutzung kommen kann. Diese Be- 
strebungen werden durch internationale Be- 
mühungen zur Reinhaltung der Meere unter- 
stützt. 
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